
Stellungnahme der UWG-Fraktion zum Haushalt 2022

Liebe Bürger, sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Ratskollegen,

ich werde nicht groß auf Zahlen eingehen, da dies meine Vorredner schon getan

haben. In meiner heutigen kurzen Rede gehe ich nur auf ein paar sehr wichtige

Themen ein, die ausführliche Rede ist dann auf der städtischen Homepage

nachzulesen. Seit 2017 haben wir durchweg mit Haushaltsüberschüssen

abgeschlossen und kommen beim Eigenkapital von ca. minus 12,1 Millionen

EUR in 2016 auf jetzt ca. plus 5,5 Millionen EUR.

Gewerbe / Senkung Grundsteuer B

Auf Grund der Topographie unserer Heimatstadt ist es schwierig, gute Flächen

für eine Gewerbeansiedlung zu finden und zu erschließen. Sicherlich gehören

unter anderem der Schlöten II und der Dreiort dazu. Die Fläche am

Hagebaugelände bleibt als Gewerbefläche erhalten. UWG und CDU haben

einen gemeinsamen Antrag durchgesetzt und auf diesem Gelände eine

Ditib-Moschee verhindert. Durch mehr Gewerbe schaffen wir neue Arbeits- und

Ausbildungsplätze und die Gewerbeeinnahmen steigen. Beides sehr wichtig für

unsere Heimatstadt. Die Gewerbesteuereinnahmen liegen aktuell 2,3 Millionen

EUR über dem geplanten Wert. Schließlich wollen wir kurz- bis mittelfristig die

astronomisch hohe Grundsteuer B für alle Bürger senken, was unter anderem

nur durch Steuermehreinnahmen möglich sein wird. Durch die vom Kreis

Oberberg angekündigte Senkung der Kreisumlage erhöht sich der

Haushaltsüberschuss auf ca. 1 Millionen EUR. Wir sind der Meinung, dass wir



dies an die Bürger weitergeben müssen und beantragen deshalb eine Senkung

der Grundsteuer B auf 865%.

Eine Bebauung mit religiösen Gebäuden in neuen Gewerbegebieten ist strikt

abzulehnen und muss ausgeschlossen werden.

Krawinkelwiese

Vor dem Hintergrund der exorbitant hohen Grundsteuer B ist es in keinster

Weise nachvollziehbar, dass in erster Linie SPD und FDP mit Unterstützung des

Förderkreises KKK zwei Bergneustädter Investoren durch Androhung von

Gerichtsverfahren abgeschreckt haben, die für Arbeitsplätze,

Gewerbesteuer-einnahmen und neue Wohnungen gesorgt hätten. Und das aller

dreisteste ist, dass die Protagonisten bereits angekündigt haben, dieses Spiel

bei den nächsten Investoren zu wiederholen. Wenn sich eine solche

Wirtschaftsfeindlichkeit über unsere Stadtgrenzen hinaus herumspricht,

werden sich willige Investoren es sich gründlich überlegen, Bergneustadt als

Standort zu wählen.

Moschee

Wir als UWG lehnen auch weiterhin, wie im Wahlkampf versprochen, den

Neubau einer Ditib-Moschee ab, da die Ditib der Religionsbehörde der Türkei

und damit dem türkischen Staat unterstellt ist. Wir brauchen in unserer Stadt

kein islamisches Zentrum der Ditib zwischen Köln und Siegen. Dies würden wir

zur Entscheidung den Bergneustädter Bürgern in Form eines Bürgerbegehrens

vorlegen.

Asylbewerberheim

Für den Neubau eines Asylbewerberheims am Silberg sind Mittel in Höhe von

ca. 2,4 Millionen EUR eingeplant. Da die Stadt für den Abriss der alten

Gebäude/Wohnungen Fördermittel vom Land NRW erhalten hat ist die Stadt

verpflichtet, ein neues zu bauen. Laut dem Kämmerer Bernd Knabe ist dies eine

Summe von 98.000 EUR, die sich allerdings durch die Asbestfunde auf 200.000

EUR erhöhte. Wir sind der Meinung, dass die Fördermittel zurückgezahlt

werden müssen, um aus der Verpflichtung herauszukommen. Diese 2,4

Millionen EUR können eingespart bzw. besser eingesetzt werden.



ISEK / Altstadt / Regionale 2025 / Jägerhof

Das Projekt Altstadt (Regionale 2025) ist ein weiterer wichtiger Punkt der

Stadtentwicklung. Hier bekommen wir Fördermittel, aber eben nur zu 80% bzw.

gegebenenfalls nur zu 70% der Gesamtkosten, den Rest müssen wir als Stadt

leisten, also im Endeffekt die Bürger. Daher sollten wir uns die Investitionen

genau anschauen, gerade vor dem Hintergrund der exorbitant hohen

Grundsteuer B, die wir ja eigentlich alle senken wollen, wie im Wahlkampf

versprochen. Es kann nicht sein, dass wir Wolkenkuckucksheime bauen und die

Bürger zahlen auch weiterhin diese hohe Grundsteuer B. Ist denn unbedingt ein

behindertengerechter Schrägaufzug am Schmittenloch hoch zur Altstadt

erforderlich, können die Bürger nicht besser und günstiger mit einem kleinen

Bus befördert werden? Muss es denn ein Spielplatz für 1,2 Millionen EUR sein,

geht es nicht günstiger? Muss der Jägerhof mit Saal denn für viele Millionen

EUR umgebaut werden, geht auch das nicht ein wenig kleiner und günstiger?

Man muss bei solchen Vorhaben und Entscheidungen immer den Bürger im

Blick haben, der in unserer Stadt durch Steuern und Gebühren sehr hoch

belastet wird. Warum nicht nach der Devise „Klein aber Fein“? Muss es denn

unbedingt ein Luxusauto sein, reicht denn nicht ein Wagen der oberen

Mittelklasse?

Bei den Projekten Altstadt und Jägerhof muss aus unserer Sicht dringend auf

die Balance zwischen alt und neu geachtet werden, da die Altstadt und der

Jägerhof wahre Perlen unserer Heimatstadt sind, die nicht groß verändert

werden dürfen.

Fachärzte

Zu diesem Thema haben wir im Stadtrat eine Arbeitsgruppe gebildet, die sich

intensiv mit dem Thema Ärztemangel befassen wird. Wir benötigen dringend

Haus- und Fachärzte. Die ärztliche Versorgung unserer Stadt ist von

existentieller Bedeutung. Des Weiteren brauchen wir dringend einen Tierarzt.

Feuerwehr

Im kommenden Jahr werden 1,2 Millionen EUR in den Feuerschutz investiert.

Die Ersatzbeschaffung der Drehleiter ist mit 735.000 EUR angesetzt. An der

Feuerwache Talstraße wird ein Technikraum, unter anderem wegen der

Umstellung auf Digitalfunk, angebaut um in Zukunft Geräte in Stand setzen zu



können. Der An- und Umbau des Gerätehauses Neuenothe wird auf Grund der

gestiegenen Baukosten teurer als erwartet. Um die Löschwasserversorgung im

oberen Dörspetal sicherzustellen, werden weitere Löschwasserspeicher

errichtet.

Die UWG-Stadtratsfraktion stimmt dem Haushalt mit Bauchschmerzen zu.

Zukünftig sollte die Haushaltsplanung jedoch für den Bürger geplant werden,

d.h. eine stetige Senkung der Grundsteuer B ist zwingend nötig, da eh schon

alles teurer wird. Wir müssen uns vom Prinzip „Ich wünsche mir was“

verabschieden. Ich möchte noch einmal anmerken, dass wir uns alle dafür

einsetzen müssen, dass das Gemeindefinanzierungsgesetz endlich so geändert

wird, dass auch kleine Kommunen davon profitieren und nicht nur die größeren

Städte. Wir bedanken uns für die gute Zusammenarbeit. Ein besonderer Dank

geht an den Kämmerer und sein Team. Des Weiteren möchte ich unsere gute

Zusammenarbeit mit Bürgermeister Matthias Thul hervorheben und meine

vielen positiven Gespräche mit Matthias nicht unerwähnt lassen.

Wir wünschen unseren Bürgern eine schöne Vorweihnachtszeit und frohe,

harmonische und gesegnete Weihnachtsfeiertage.

Viele Grüße
Jens-Holger Pütz
UWG-Fraktionsvorsitzender


